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V

Der bereits mit der dritten Auflage eingeleitete personelle Umbruch wurde fortgesetzt. Kollege Kuhls,
BegrÅnder und Namensgeber „des Kuhls“ und Kollege Kleemann sind ausgeschieden. Kollege Maxl, wie
Herr Kollege Kuhls und Herr Kollege Goez ebenfalls ein Autor der ersten Stunde, hat einen großen Teil
bisher von ihm kommentierter Vorschriften abgegeben und die Rolle des Schriftleiters und Koordina-
tors Åbernommen. Das Team der ersten Auflage hat eine anerkannte Grundlage fÅr die Kommentie-
rung des Steuerberatungsgesetzes geschaffen. Das neue Team hat sich zum Ziel gesetzt, auch weiter-
hin den Erwartungen an eine auch argumentative und praxisorientierte Kommentierung zu entspre-
chen. Die FortfÅhrung des Namens Kuhls ist das sichtbare Zeichen dafÅr, die Ziele und AnsprÅche des
Kommentars weiterzufÅhren.

Das Autorenteamwurde erneut vergrÇßert. Kollege GÅntge ist Leitender Oberstaatsanwalt bei der Gene-
ralstaatsanwaltschaft in Schleswig und dort auch fÅr die berufsgerichtlichen Verfahren in Steuerberater-
und Steuerbevollm�chtigtensachen zust�ndig. Er fÅhrt die Kommentierung von Herrn Kollegen Kuhls zu
den Vorschriften zum berufsgerichtlichen Verfahren fort. Die hinzugekommenen Kolleginnen und Kolle-
gen Appich, Raab, Stumpf, Ueberfeldt und Wacker sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Steuerbe-
raterkammern und aufgrund ihrer tagt�glichen Befassungmit dem Steuerberatungsgesetz Experten des
Berufsrechts der Steuerberater und der weiteren Regelungsbereiche des Steuerberatungsgesetzes.

Der personelle Umbruch hat Zeit gekostet, die Vorauflage liegt gut acht Jahre zurÅck. In dieser Zeit gab
es nur einzelne �nderungen des Steuerberatungsgesetzes, die Entwicklung der Verwaltungspraxis und
der Rechtsprechung blieb jedoch nicht stehen. So werden jetzt die mit der letzten großen �nderung des
Steuerberatungsgesetzes im Jahr 2008 eingefÅhrten Regelungen zu den AusnahmemÇglichkeiten vom
Verbot gewerblicher T�tigkeit und zum Syndikussteuerberater auf einer ungleich breiteren Basis kom-
mentiert. Neu sind auch der Wechsel von der SteuerberatergebÅhrenverordnung zur Steuerberatungs-
vergÅtungsverordnung in den Kommentierungen der §§ 9, 9a und die Kommentierung der §§ 62, 62a,
die die zus�tzlichen Anforderungen durch das Gesetz zur Neuregelung des Schutzes von Geheimnissen
bei der Mitwirkung Dritter an der BerufsausÅbung schweigepflichtiger Personen regeln.

BerÅcksichtigt wurden auch die neuen Aufgabenzuweisungen an die Steuerberaterkammern und die da-
mit korrespondierenden Pflichten der Steuerberater wie im Bereich der Geldw�schepr�vention, der FÅh-
rung eines Steuerberaterverzeichnisses sowie der Vollmachtsdatenbank. Nicht zuletzt konnten im Rah-
men der Korrekturdurchl�ufe auch noch die jÅngsten �nderungen des Steuerberatungsgesetzes durch
das Dritte BÅrokratieentlastungsgesetz (= § 4 Nr. 11, § 23 Abs. 4 Nr. 1, § 31 Abs. 1 Nr. 3, § 36 Abs. 2, § 157c,
§ 162 Abs. 1 Nr. 7 StBerG), durch das Gesetz zur weiteren steuerlichen FÇrderung der Elektromobilit�t (=
§ 11, § 32 Abs. 2, § 33 Satz 2, § 57 Abs. 3 Nr. 4, § 66 Abs. 1 S�tze 1 bis 3, § 77 b Satz 3, § 78 Satz 3, § 79
Abs. 1 Satz 5, § 86 Abs. 2 Nr. 10 StBerG), durch das Gesetz zur Umsetzung der �nderungsrichtlinie zur
4. EU-Geldw�scherichtlinie (= § 76 Abs. 8 StBerG) und durch das Gesetz zur EinfÅhrung einer Pflicht zur
Mitteilung grenzÅberschreitender Steuergestaltungen (= § 77b Satz 2 StBerG) berÅcksichtigt werden.

Auch zukÅnftig werden wir Anregungen und kritische Hinweise berÅcksichtigen. Sie sind uns Ansporn
der weiteren Verbesserung unseres Werkes. Wenden Sie sich in einem solchen Fall bitte an einen der
Autoren oder an den Verlag.

Im August 2020 Die Autoren
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§ 9a Erfolgshonorar1
(1) 1Vereinbarungen, durch die eine VergÅtung fÅr eine Hilfeleistung in Steuersachen oder
ihre HÇhe vom Ausgang der Sache oder vom Erfolg der T�tigkeit abh�ngig gemacht wird oder
nach denen der Steuerberater oder Steuerbevollm�chtigte einen Teil der zu erzielenden Steu-
ererm�ßigung, Steuerersparnis oder SteuervergÅtung als Honorar erh�lt (Erfolgshonorar), sind
unzul�ssig, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 2Vereinbarungen, durch die der
Steuerberater oder Steuerbevollm�chtigte sich verpflichtet, Gerichtskosten, Verwaltungskos-
ten oder Kosten anderer Beteiligter zu tragen, sind unzul�ssig.

(2) 1Ein Erfolgshonorar darf nur fÅr den Einzelfall und nur dann vereinbart werden, wenn der
Auftraggeber aufgrund seiner wirtschaftlichen Verh�ltnisse bei verst�ndiger Betrachtung
ohne die Vereinbarung eines Erfolgshonorars von der Rechtsverfolgung abgehalten wÅrde.
2Dabei darf fÅr den Fall des Misserfolgs vereinbart werden, dass keine oder eine geringere als
die gesetzliche VergÅtung zu zahlen ist, wenn fÅr den Erfolgsfall ein angemessener Zuschlag
auf die gesetzliche VergÅtung vereinbart wird.

(3) 1Die Vereinbarung bedarf der Textform. 2Sie muss als VergÅtungsvereinbarung oder in ver-
gleichbarer Weise bezeichnet werden, von anderen Vereinbarungen deutlich abgesetzt sein
und darf nicht in der Vollmacht enthalten sein. 3Die Vereinbarung muss enthalten:

1. die voraussichtliche gesetzliche VergÅtung und gegebenenfalls die erfolgsunabh�ngige
vertragliche VergÅtung, zu der der Steuerberater oder Steuerbevollm�chtigte bereit w�-
re, den Auftrag zu Åbernehmen, sowie

2. die Angabe, welche VergÅtung bei Eintritt welcher Bedingungen verdient sein soll.

(4) 1In der Vereinbarung sind außerdem die wesentlichen GrÅnde anzugeben, die fÅr die Be-
messung des Erfolgshonorars bestimmend sind. 2Ferner ist ein Hinweis aufzunehmen, dass die
Vereinbarung keinen Einfluss auf die gegebenenfalls vom Auftraggeber zu zahlenden Gerichts-
kosten, Verwaltungskosten und die von ihm zu erstattenden Kosten anderer Beteiligter hat.

(5) 1Aus einer VergÅtungsvereinbarung, die nicht den Anforderungen der Abs�tze 2 und 3 ent-
spricht, kann der Steuerberater oder Steuerbevollm�chtigte keine hÇhere als die gesetzliche
VergÅtung fordern. 2Die Vorschriften des bÅrgerlichen Rechts Åber die ungerechtfertigte Be-
reicherung bleiben unberÅhrt.

InhaltsÅbersicht Rz.

I. Allgemeines 1 - 5
II. Das grunds�tzliche Verbot des Erfolgshonorars 6 - 15

1. Die „Normal“-Situation 7 - 9
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3. Adressat der Norm 12
4. Generelle Unzul�ssigkeit der �bernahme von Nebenkosten 13
5. Rechtsfolgen eines Verstoßes 14 - 15

III. Das ausnahmsweise zul�ssige Erfolgshonorar 16 - 28
1. Berechtigende Einzelf�lle 17
2. Arten der Erfolgshonorierung 18
3. Formvorgaben 19 - 25
4. Rechtsfolgen einer unwirksamen Vereinbarung 26 - 28
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1 Anm. d. Red.: § 9a eingefÅgt gem. Gesetz v. 12.6.2008 (BGBl I S. 1000) mit Wirkung v. 1.7.2008.



Literatur: Goez, Bleibt das Verbot von Erfolgshonoraren fÅr StB bestehen?, INF 2006 S. 359; Kilian, Das
kÅnftige Erfolgshonorar fÅr Rechtsanw�lte, Steuerberater und WirtschaftsprÅfer – Detailprobleme der be-
vorstehenden Neufassungen, BB 2007 S. 1905; Wolf, Steuerberatung und Erfolgshonorar – zur zul�ssigen
Vereinbarung im Ausnahmefall, DStR 2008 S. 1257; Berners, Das neue Erfolgshonorar, NWB 2008 S. 3511;
Kanzler, Das erfolgsabh�ngige Honorar als gewÇhnungsbedÅrftige VergÅtung, NWB 2009 S. 3362; Lotz,
Das Erfolgshonorar des Steuerberaters, StB 2010 S. 361; Zimmermann, Vereinbarung von Erfolgshonoraren
– Ein strafrechtliches Risiko?, NWB 2015 S. 284; Goez, VergÅtungsvereinbarungen in Textform, NWB 2016
S. 2968; ders. StB-Handbuch 2019, Teil 2 „D. Honorar“.

I. Allgemeines
Im Jahr 2008 wurde § 9 a. F. mit dem Verbot der Vereinbarung einer Erfolgsbeteiligung abge-
�ndert (zur frÅheren Gesetzeslage vgl. Kuhls, StBerG, 2. Aufl. 2004, Rz. 2 zu § 9). Das Verbot der
Vereinbarung eines Erfolgshonorars wurde durch das 3. StB�ndG 1975 als § 9 a. F. in das
StBerG Åbernommen u. noch 1994 durch das 6. StB�ndG erweitert in Bezug auf die Verein-
barung von Erfolgshonoraren u. das Verbot der entgeltlichen Mandatsvermittlung. Zun�chst
sah auch § 45 Abs. 5 BOStB a. F. ein Verbot von Erfolgshonoraren vor. Wegen der klaren gesetz-
lichen Regelung wurde diese Vorgabe in der BOStB 2010 nicht Åbernommen.

Nachdem das absolute Verbot der Vereinbarung von Erfolgshonoraren vom BVerfG fÅr unzu-
l�ssig erachtet wurde (BVerfG, Beschluss v. 12.12.2006 - I BvR 2576/04, NJW 2007 S. 979) er-
folgten �berlegungen zur Neuregelung zum Erfolgshonorar sowohl bei Rechtsanw�lten wie
auch bei Steuerberatern (vgl. ausfÅhrl. Goez, INF 2006 S. 359). Demzufolge wurde im Rahmen
des Gesetzes zur Neuregelung des Verbots der Vereinbarung von Erfolgshonoraren (BGBl
2008 I S. 1000) die Neufassung zum Erfolgshonorar in § 9a statuiert. Damit wurde § 9 Abs. 1
a. F. gestrichen u. § 9a „Erfolgshonorar“ neu eingefÅgt.

Der Gesetzgeber hat den Vorgaben des BVerfG mit der Neuregelung genÅgen wollen, wonach
es mit der BerufsausÅbungsfreiheit in Art. 12 GG nicht vereinbar sei, keinerlei Ausnahmen im
Bereich von Erfolgshonorierungen zuzulassen (Kanzler, NWB 2009 S. 3362). Gerade fÅr den Fall,
dass besondere Umst�nde, die den Mandanten persÇnlich betreffen, von der Wahrnehmung
seiner Rechte abhalten kÇnnten, bedingt eine entspr. Ausnahme u. die MÇglichkeit der Verein-
barung eines Erfolgshonorars (Berners, NWB 2008 S. 3511). Die Entscheidung erging zwar zum
GebÅhrenrecht der RA; im Hinblick auf die Gleichbehandlung nach Art. 3 Abs. 1 GG mussten
aber auch die verwandten beratenden Berufe (StB u. WP) entspr. MÇglichkeiten erhalten (Lotz,
StB 2010 S. 361). Dies ist in § 49b BRAO i.V.m. §§ 3a, 4a RVG sowie in 55a WPO erfolgt.

Im Bereich der steuerlichen Beratung dÅrften die Auswirkungen dieser Vorschrift gering sein.
W�hrend bei einem Rechtsstreit im Einzelfall durchaus die finanzielle Situation den RA u. sei-
nen Mandanten nÇtigt, eine Erfolgsbeteiligung abzustimmen, wird dieses bei der Anwendung
u. Durchsetzung im Steuerrecht eher die Ausnahme sein. Vorrangig w�ren auch insofern die
innerstaatlichen MÇglichkeiten zur Prozesskostenhilfe oder Beratungshilfe zu beachten (vgl.
die Kommentierungen zu §§ 65 f.). Damit dÅrften gerade mittellose Mandanten im Regelfall
schon ausreichend geschÅtzt sein. MÇglich bleibt hier aber immer noch zur Erlangung einer
ausreichenden Honorierung die Vereinbarung eines Erfolgshonorars wie auch in F�llen bei ei-
nem hohen Streitwert u. einem hohen Kostenrisiko, bei denen der Mandat auch bei bestehen-
der wirtschaftlicher Ausstattung von einer Rechtsverfolgung abgeschreckt wÅrde, falls nicht
eine Honorierung Åber das Erfolgshonorar vereinbart werden kÇnnte.

§ 9a Erfolgshonorar
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Die einzelnen Regelungen sind demzufolge auch nicht nur umfangreich, sondern auch in Be-
zug auf die Vereinbarung von Erfolgshonoraren rigoros. Schon die Einhaltung der Formvor-
gaben wird den StB regelm�ßig davon abhalten, eine entspr. Vereinbarung zu treffen. Verblie-
ben ist nach wie vor das Verbot der Vereinbarung oder Annahme von Provisionszahlungen
(vgl. § 9 Rz. 9). Dies best�tigt auch die im Jahr 2010 erfolgte Neufassung der Berufsordnung
(dort § 2 Abs. 3 Nr. 2 BOStB), da ansonsten die Unabh�ngigkeit der BerufsausÅbung mehr als
nur in Frage gestellt wird. Solche Verhaltensweisen w�ren unlauter u. bleiben daher fÅr Orga-
ne der Steuerrechtspflege (§ 1 Abs. 1 BOStB) untersagt.

II. Das grunds�tzliche Verbot des Erfolgshonorars
In § 9a Abs. 1 wird zun�chst vom Grundsatz her weiterhin bestimmt, dass eine Vereinbarung
Åber ein Erfolgshonorar unzul�ssig sei, soweit in den nachfolgenden Abs�tzen nichts anderes
bestimmt ist.

1. Die „Normal“-Situation
Damit bleibt es dabei, dass die aufgrund des positiven Ausgangs der Auseinandersetzung mit
der Finanzverwaltung erzielte Steuererm�ßigung oder Steuerersparnis bzw. erlangte Steuerer-
stattung nicht Gegenstand der Honorarvereinbarung zwischen StB u. Mandant sein sollte.
Eine unzul�ssige ErfolgsvergÅtung stellt es dabei auch dar, wenn die VergÅtung nach dem je-
weiligen Verfahrensausgang unterschiedlich bemessen ist, d. h. in einen grds. ohne RÅcksicht
auf den Ausgang der Angelegenheit f�lligen u. einen darÅber hinausgehenden lediglich im Er-
folgsfall zus�tzlich zu leistenden weiteren Teil aufgespaltet w�re (BGH, Urteil v. 28.2.1963 - VII
ZR 167/61, NJW 1963 S. 1147; BGH, Urteil v. 15.12.1980 - Anw St (R) 13/80, NJW 1981 S. 998).
Gleiches gilt hinsichtlich einer RÅckzahlungsverpflichtung bei Ausbleiben eines erwarteten Er-
folgs (BGH, Urteil v. 4.12.1986 - III ZR 51/85, NJW 1987 S. 3203).

Ob dieses gesetzliche Verbot jedoch auch Anwendung findet, wenn die VergÅtung erst nach
dem Erfolgseintritt im Nachhinein vereinbart wird (so Feuerich/Weyland, BRAO, § 49b Rz. 26;
Peter, StBerG, § 9 Rz. 6) erscheint fraglich. Zwar ist der Auftraggeber frei, eine solche GebÅhren-
vereinbarung auch sp�ter zu treffen; andererseits geht der Gesetzgeber nach dem Wortlaut
von einer vorherigen Vereinbarung aus, da ja die Vorgabe ist, dass ohne das Erfolgshonorar
der Mandant „von der Durchsetzung seiner Rechte“ abgehalten werden wÅrde. Dies kann
nach Auftragserteilung nicht mehr der Fall sein (so auch AnwG KÇln, Urteil v. 9.10.2018 -
2 AnwG 21/15, NJW 2019 S. 124, zu der gleichlautenden Norm in § 4a RVG).

Auch ohne eine entspr. vertragliche Verpflichtung ist es im Hinblick auf das grds. Verbot der
Vereinbarung eines Erfolgshonorars in Abs. 1 zul�ssig, eine Zahlung des Mandanten nach Erle-
digung der Sache anzunehmen, wenn dieser freiwillig ein zus�tzliches Sonderhonorar zahlt.

2. Definition des „Erfolgshonorars“
In Abs. 1 wird zun�chst eine Legaldefinition fÅr das „Erfolgshonorar“ gegeben. Ein solches liegt
vor, wenn eine Vereinbarung zwischen Mandant u. StB getroffen wird, durch die eine Ver-
gÅtung fÅr eine Hilfeleistung in Steuersachen oder ihre HÇhe vom Ausgang der Sache oder
vom Erfolg der T�tigkeit abh�ngig gemacht wird oder nach denen der StB oder StBv einen Teil
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der zu erzielenden Steuererm�ßigung, Steuerersparnis oder SteuervergÅtung als Honorar er-
h�lt. Damit ist die Definition analog zur Regelung in § 4a Abs. 1 RVG gestaltet.

Hintergrund ist, dass aufgrund der Berufspflichten u. insbes. der Unabh�ngigkeit der Berufs-
ausÅbung der StB sich nicht an dem Erfolg oder Misserfolg des Mandanten beteiligen soll. Der
Berater soll keine Risiken Åbernehmen, die im Normalfall der Mandant selbst zu tragen hat u.
insbes. diesen auch nicht hinsichtlich der erst sp�ter f�lligen ErfolgsvergÅtung kreditieren (so
auch Koslowski, StBerG, Rz. 3 zu § 9a). Mit einem Erfolgshonorar w�re eine solche RisikoÅber-
nahme u. Kreditierung aber verbunden (vgl. ausfÅhrl. Kilian, BB 2007 S. 1905).

3. Adressat der Norm
Adressat von §§ 9 u. 9a StBerG sind alle Personen, die im Rahmen der Gesetze befugt sind,
Steuerrechtshilfe zu leisten. Darunter z�hlen zun�chst die AngehÇrigen der steuerberatenden
Berufe, RA, vBP u.WP wie aber auch zur beschr�nkten Steuerrechtshilfe zugelassene Personen
i. S. von § 4 StBerG u. a. (Meyer/Goez/Schwamberger, Praxiskommentar StBVV, Rz. 29 zur Ein-
fÅhrung in das GebÅhrenrecht). FÅr StB erg�nzt dabei § 9a das positive Gebot zur Anwendung
der StBVV gem. § 64.

4. Generelle Unzul�ssigkeit der �bernahme von Nebenkosten
Nachdem in Abs. 1 Satz 1 auf die AusnahmemÇglichkeit der Vereinbarung eines Erfolgshono-
rars nach den Folgeabs�tzen hingewiesen wird, wird aber sodann der Grundsatz bestimmt,
dass Nebenkosten in keinem Fall von dem StB Åbernommen werden dÅrfen. Nach Abs. 1 Satz 2
ist es unzul�ssig, eine Vereinbarung abzuschließen, durch die der StB sich verpflichtet, Ge-
richtskosten, Verwaltungskosten oder Kosten anderer Beteiligter zu tragen. Der StB darf somit
nicht die Rolle eines Prozessfinanzierers Åbernehmen. Dies bleibt gewerblichen Institutionen
vorbehalten.

5. Rechtsfolgen eines Verstoßes
VerstÇße gegen das Verbot der Vereinbarung von ErfolgsvergÅtungen oder -beteiligungen fÅh-
ren – neben der berufsrechtlichen Konsequenz, ggf. sanktioniert mit einer berufsgerichtlichen
Maßnahme (so fÅr RA: AnwG KÇln, Urteil v. 9.10.2018 - 2 AnwG 21/15, 60/17, 20/17, AK –
Anwalt u. Kanzlei – 2019 S. 60) vom Grundsatz her zur Nichtigkeit der Vereinbarung gem.
§ 134 BGB (nach BHStB/Feiter, § 9a Rz. 1 u. 20 f., keine Nichtigkeit, sondern „nur“ Eintritt der
Konsequenz gem. Abs. 5 Satz 1; dies erkl�rt aber nicht die RÅckforderung „ohne rechtlichen
Grund“ nach § 812 Abs. 1 Satz 1 1. Alt. BGB). DarÅber hinaus kÇnnen solche Vereinbarungen
sittenwidrig i. S. von § 138 BGB sein (OLG KÇln, Urteil v. 3.9.1997 - 17 U 31/97, BB 1998 S. 129),
wenn auch die Rechtsprechung einen großzÅgigen Gestaltungsspielraum im Hinblick auf die
Erw�gungen des BVerfG (siehe oben Rz. 2) zugesteht. Demgem�ß ist auch die gesetzliche Ent-
scheidung in Abs. 5 nachvollziehbar, wonach die „gesetzlichen GebÅhren“ verbleiben.

Bei Nichtigkeit der Vereinbarung erfasst die Nichtigkeit im Zweifel das gesamte zugrunde lie-
gende Rechtsgesch�ft (§ 125 BGB). Eine etwaig geleistete ErfolgsvergÅtung oder -beteiligung
ist nach Auftragsrecht (§ 667 BGB) oder aus dem Gesichtspunkt der ungerechtfertigten Berei-
cherung zurÅckzuzahlen (§ 812 Abs. 1 Satz 1 1. Alt. BGB, vgl. auch § 9a Abs. 5 Satz 2). Gl�ubiger

§ 9a Erfolgshonorar
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ist dabei als „Entreicherter“ der Mandant, der die ungerechtfertigt vom StB einbehaltene Er-
folgszahlung herausverlangen kann (BGH, Urteil v. 30.5.2000 - IX ZR 121/99, NJW 2000
S. 2669). Um dieser strikten Folge zu entgehen, muss bei der eingeschr�nkt mÇglichen Verein-
barung von Erfolgshonoraren auf die genaue Beachtung der gesetzlichen Vorgaben (s. Rz. 19 f.)
geachtet werden. Jedenfalls aber verbleibt der „gesetzliche“ VergÅtungsanspruch nach den Re-
geln der StBVV.

III. Das ausnahmsweise zul�ssige Erfolgshonorar
Demgem�ß statuieren die Abs. 2 bis 4 sodann in bestimmten Ausnahmef�llen entgegen dem
Grundsatz in Abs. 1 die MÇglichkeit, ein Erfolgshonorar zu vereinbaren. Abs. 2 legt dabei fest,
in welchen Ausnahmenf�llen dies mÇglich ist u. wird erg�nzt um die Formvorgaben nach
Abs. 3 fÅr die Vereinbarung bzw. die zwingend aufzunehmenden inhaltlichen Regeln in Abs. 4.
Werden diese Vorgaben nicht eingehalten, erfolgt in Abs. 5 als Konsequenz der Verweis auf die
gesetzliche VergÅtung u. bei erfolgter Erfolgshonorierung die MÇglichkeit des Mandanten, den
entspr. Åberzahlten Betrag als ungerechtfertigte Bereicherung des StB zurÅckzuverlangen
(Rz. 15).

1. Berechtigende Einzelf�lle
Abs. 2 legt die Ausnahmef�lle fest, in denen ein Erfolgshonorar vereinbart werden darf. Dies
darf nur in Einzelf�llen erfolgen u. nur dann, wenn der Auftraggeber aufgrund seiner wirt-
schaftlichen Verh�ltnisse bei vollst�ndiger Betrachtung ohne die Vereinbarung eines Erfolgs-
honorars von der Rechtsverfolgung abgehalten wÅrde. Dieser Ausnahmetatbestand ist zum
einen erfÅllt, wenn die wirtschaftlichen Verh�ltnisse des Mandanten keine Honorierung nach
den Åblichen gesetzlichen Vorgaben ermÇglichen; darÅber hinaus soll aber auch die Situation
erfasst sein, falls der Mandant aufgrund bspw. des hohen Gegenstandswerts u. des Risikos der
Auseinandersetzung mit der Finanzverwaltung sich ohne ein entspr. Erfolgshonorar gegen
eine weitere Rechtsdurchsetzung entscheiden wÅrde (vgl. zur GesetzesbegrÅndung: BT-Drucks.
16/8919 S. 17). Gerade hier zeigt sich die Anlehnung des Gesetzgebers an die Entscheidung
des BVerfG (s. o. Rz. 2), mit der ein eingeschr�nktes Erfolgshonorar fÅr zul�ssig erkl�rt wurde
(BVerfG, Beschluss v. 12.12.2006 - I BvR 2576/04, NJW 2007 S. 979).

2. Arten der Erfolgshonorierung
Zum einen kann ein abstraktes Erfolgshonorar vereinbart werden. Nach Abs. 2 Satz 2 ist aber
auch eine Vereinbarung mÇglich, die je nach Erfolg oder Misserfolg unterschiedliche Kon-
sequenzen zeigt: FÅr den Fall des Misserfolgs darf vereinbart werden, dass keine oder eine ge-
ringere als die gesetzliche VergÅtung zu zahlen ist, wenn gleichzeitig fÅr den Fall des Erfolgs
ein angemessener Zuschlag auf die gesetzliche VergÅtung vereinbart wird.

3. Formvorgaben
Abs. 3 statuiert strenge Formvorgaben. So bedarf die Vereinbarung eines Erfolgshonorars der
Textform. Textform bedeutet, dass eine lesbare, dauerhafte, unterschriftslos gÅltige Erkl�rung
vorliegt, bei der der Abschluss der Erkl�rung durch Nachbildung der Namensunterschrift oder
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anders erkennbar wird (§ 126b BGB). MÇglich sind im Unterschied zur Schriftform damit auch
Vereinbarungen per Fax oder E-Mail (Palandt/Ellenberger, BGB, Rz. 3 zu § 126b), falls der Emp-
f�nger diese speichern oder ausdrucken kann (ausfÅhrl. Goez, NWB 2016 S. 2968, 2969).

Des Weiteren muss die Vereinbarung ausdrÅcklich als „VergÅtungsvereinbarung“ oder in ver-
gleichbarer Weise bezeichnet werden. Damit wird entgegen § 4 Abs. 1 StBVV deutlich ge-
macht, dass es genÅgt, bspw. „Erfolgsvereinbarung“ oder eine �hnliche klarstellende Bezeich-
nung zu w�hlen. Nach dem Wortlaut des § 4 StBVV muss die dortige Vereinbarung der Ver-
gÅtung ausdrÅcklich als „VergÅtungsvereinbarung“ bezeichnet werden (vgl. aber zu �hnlichen
Bezeichnungen Meyer/Goez/Schwamberger, Praxiskomm., Rz. 3 zu § 4 StBVV).

Zudem wird von der Vereinbarung abverlangt, dass diese von anderen Vereinbarungen wie
bspw. Haftungsbegrenzungsvereinbarungen deutlich abgesetzt sein muss u. nicht in der den
StB legitimierenden Vollmachtsurkunde enthalten sein darf.

Auch muss die Erfolgshonorar-Vereinbarung die voraussichtliche gesetzliche VergÅtung u. ggf.
die erfolgsunabh�ngige vertragliche VergÅtung enthalten, zu der der StB bereit w�re, den Auf-
trag zu Åbernehmen. Problematisch w�re es, lediglich die „Åblicherweise“ sonst von dem StB
vorgesehene Stundenhonorierung anzugeben (so aber Lotz, StB 2010 S. 361; wohl auch Feiter,
Komm. StBVV, Rz. 787 zu § 9a StBerG). Der Mandant muss den sich ergebenden Unterschied –
auch in Bezug auf die Abweichung von den „normal“ nach der StBVV errechneten GebÅhren –
zur Kenntnis bekommen. Dies bedingt somit im Vorfeld der DurchfÅhrung eines Mandats ei-
ner konkreten Vergleichsberechnung, die insbes. dazu fÅhren dÅrfte, dass eine wirksame Ver-
einbarung Åber ein Erfolgshonorar erschwert wird.

Nicht zuletzt ist sodann auch noch die Angabe in der Vereinbarung aufzunehmen, welche Ver-
gÅtung bei Eintritt welcher Bedingungen verdient sein soll. Hier wird fÅr den Fall des Erfolgs u.
des Misserfolgs zu unterscheiden u. festzulegen sein, wie hoch fÅr die verschiedenen MÇglich-
keiten des Ausgangs des Verfahrens die endgÅltige (Erfolgs-)VergÅtung des StB festgelegt sein
soll (siehe Rz. 18).

Damit nicht genug: Die Vereinbarung Åber ein Erfolgshonorar muss des Weiteren noch die
„wesentlichen GrÅnde angeben, die fÅr die Bemessung des Erfolgshonorars bestimmend sind“
(Abs. 4 Satz 1). Dabei dÅrfte ausreichend die Darstellung der Gesch�ftsgrundlagen sein, von de-
nen die Parteien bei der Vereinbarung ausgegangen sind (so auch Wolff, DStR 2008 S. 1257).

Letztlich hat die Vereinbarung zudem noch die Ausschlussklausel zu enthalten, wonach das
Erfolgshonorar „keinen Einfluss auf die gegebenenfalls vom Auftraggeber zu zahlenden Ge-
richtskosten, Verwaltungskosten u. die von ihm zu erstattenden Kosten anderer Beteiligten“
hat (Abs. 4 Satz 2). Damit wird Bezug genommen auf den Grundsatz nach Abs. 1 Satz 2, wo-
nach sog. „Nebenkosten“ des Verfahrens immer Sache des Mandanten bleiben.

4. Rechtsfolgen einer unwirksamen Vereinbarung
Nach Abs. 5 Satz 1 darf der StB fÅr den Fall, dass die Vereinbarung den rigorosen Anforderun-
gen nach Abs. 2 - 4 nicht entspricht, keine hÇhere als die gesetzliche VergÅtung fordern. Diese
richtet sich sodann nach § 64 StBerG i.V.m. den Einzelnormen der StBVV. Gerade fÅr die Situa-
tion, dass es im Misserfolgsfalle zu keinem Honorar kommen wÅrde, erscheint diese Regelung
problematisch u. zulasten des Mandanten zu gehen, der sich auf eine Erfolgshonorierung ver-
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lassen hat. Die Regelung in § 9a bindet den StB u. gibt ihm Vorgaben; verletzt er diese, kÇnnte
er sich auf die Unwirksamkeit versuchen zu berufen u. damit doch noch das gerade nicht ge-
wÅnschte gesetzliche Honorar erzielen wollen (weitergehender: Zimmermann, NWB 2015
S. 284). Ob insofern der Einwand des widersprÅchlichen Verhaltens (§ 242 BGB) die Durchset-
zung des gesetzlichen Honorars verhindern wÅrde, ist von der Rechtsprechung bislang noch
nicht entschieden worden. Zumindest der Gesetzeswortlaut spricht eher fÅr eine Durchset-
zung des gesetzlichen Honorars; hier ist der Gesetzgeber gefordert, analog der Regelung zum
Gl�ubigerbestimmungsrecht, wenn dies einmal ausgeÅbt worden ist (§ 315 BGB) Åber eine
einschr�nkende MÇglichkeit der Durchsetzung des gesetzlichen Honorars im Falle der Nichtig-
keit der Vereinbarung Åber ein Erfolgshonorar nachzudenken.

Hat der Mandant schon das zu Unrecht geltend gemachte Erfolgshonorar gezahlt, kann er die-
ses – soweit es den gesetzlichen Honoraranspruch des StB Åbersteigt – nach den Grunds�tzen
der ungerechtfertigten Bereicherung (§ 812 Abs. 1 Satz 1 1. Alt. BGB) im Rahmen einer Leis-
tungskondiktion zurÅckverlangen. Insofern ist die Vereinbarung nichtig (s. o. Rz. 14). Hier gel-
ten allerdings die allg. zivilrechtlichen Regelungen, so dass der StB bspw. eine Entreicherung
nach § 818 Abs. 3 BGB in entspr. F�llen bzw. auch den Einwand nach § 814 BGB geltend ma-
chen kann, falls der Mandant bei Zahlung wusste, dass er zu dieser nicht verpflichtet war (so
auch Koslowski, StBerG, Rz. 7 zu § 10, vgl. auch die entspr. Rechtslage bei der RÅckforderung
von Entgelten bei einer Mandatsvermittlung: § 9 Rz. 16).

VerstÇßt der StB gegen die Vorgaben zur Vereinbarung eines gerechtfertigten Erfolgshonorars,
kommt auch eine berufsaufsichtliche oder sogar berufsgerichtliche Ahndung in Betracht. So
wurde ein RA bei einem unwirksam nachtr�glich vereinbarten Erfolgshonorar zu einem Ver-
weis u. einer Geldbuße von 5.000A verurteilt (AnwG KÇln, Urteil v. 9.10.2018 - 2 AnwG 21/15,
60/17, 20/17, AK – Anwalt u. Kanzlei – 2019 S. 60). Die zust�ndige BerufsaufsichtsbehÇrde
wird dabei aber die Einzelfallumst�nde u. insbes. die Einlassung des StB zur Notwendigkeit,
insbes. BedÅrftigkeit u. Gefahr des Absehens von der Rechtsverfolgung zulasten des Mandan-
ten – zu bewerten haben.

§ 10 Mitteilungen Åber Pflichtverletzungen und andere
Informationen1

(1) Werden den FinanzbehÇrden oder den Steuerberaterkammern Tatsachen bekannt, die den
Verdacht begrÅnden, dass eine der in den §§ 3, 3a oder § 4 Nr. 1 und 2 genannten Personen
eine Berufspflicht verletzt hat, so teilen sie diese Tatsachen, soweit ihre Kenntnis aus der Sicht
der Åbermittelnden Stelle fÅr die Verwirklichung der Rechtsfolgen erforderlich ist, der zust�n-
digen Stelle mit; § 83 dieses Gesetzes und § 30 der Abgabenordnung stehen dem nicht ent-
gegen.

(2) 1Gerichte und BehÇrden Åbermitteln Informationen Åber natÅrliche und juristische Per-
sonen, die aus der Sicht der Åbermittelnden Stelle
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1 Anm. d. Red.: § 10 Abs. 1 i. d. F. des Gesetzes v. 8.12.2010 (BGBl I S. 1768) mit Wirkung v. 14.12.2010; Abs. 2 i. d. F. des
Gesetzes v. 8.4.2008 (BGBl I S. 666) mit Wirkung v. 12.4.2008; Abs. 3 i. d. F. des Gesetzes vom 24.6.2000 (BGBl I S. 874)
mit Wirkung v. 1.7.2000.
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